


... und mitten im Leben?
Diakonisches Werk Bayern stellt zehn Fragen 
zur Landtagswahl 2008
Wie halten es die politischen Parteien, die im Herbst den Landtagswahlkampf be-
streiten, mit der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit? Wie stehen die Kandidatinnen und 
Kandidaten zur gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit Behinderung? Unter der 
Internet-Adresse www.diakonie-bayern.de stellt die Diakonie in Bayern bis zum 28. 
September 2008 zehn Fragen zur diesjährigen Landtagswahl – gemeinsam mit den 
Wählerinnen und Wählern. Auch sie können im Internet-Forum Kandidaten und Kan-
didatinnen befragen. Der zweitgrößte bayerische Wohlfahrtsverband will diese Anre-

gungen für den Dialog mit den Parteien im 
Vorfeld der Landtagswahl nutzen.

„Die Diakonie in Bayern setzt sich für die Verbes-
serung der Lebensbedingungen aller Menschen 
in unserem Land ein. Besonders aber engagie-
ren wir uns für sozial benachteiligte Gruppen und 
Menschen in Not“, so der Präsident des Dia-
konischen Werkes Bayern, Dr. Ludwig Markert, 
zur Aktion. Mit den Fragen zu verschiedenen 
sozialpolitischen Themen möchte die Diakonie 
die Wählerinnen und Wähler anregen, mit den 
Kandidatinnen und Kandidaten ins Gespräch zu 
kommen. Markert weiter: „Natürlich möchten wir 
damit auf Themen hinweisen, die aus unserer 
Sicht besonders wichtig sind – wie etwa Pfl ege, 
Arbeitslosigkeit oder der Umgang mit Menschen 
mit Behinderung in Bayern.“

Die Aktion solle jedoch nicht nur die Positionen 
der Diakonie vermitteln. „Im Gegenteil: Wir wol-
len mit den zehn Fragen bewusst ein Forum für 
den politischen Diskurs anbieten und fordern da-
rum die Teilnehmenden auf, ihre eigene Frage zu 
stellen – sei es im Internet oder auch schriftlich.“ 

Im zugehörigen Aktionsfl yer gibt es darum ebenfalls die Möglichkeit, Fragen zu stellen und diese 
an den Landesverband der Diakonie in Bayern zu schicken. Der Diakonie-Chef zur Aktion: „Uns 
interessieren diese Fragen selbstverständlich. Wir wollen sie aufnehmen und damit arbeiten. Da 
sich die Diakonie als Anwältin der Schwachen versteht, wollen wir mit den Menschen ins Gespräch 
kommen und auf sie hören.“ Der Flyer kann unter 0911 – 93 54 204 (Diakonisches Werk Bayern, 
Wolfgang Bernert) bestellt werden.
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Argumente und Informationen der bayerischen Diakonie

Liebe Leserin, lieber Leser,

was lange 
währt, wird 
endlich gut? 
M i t t l e r w e i -
le bin ich 
versucht zu 
sagen: Was 
lange währt, 
wird manchmal gar nichts. Und 
wenn doch, dann auf alle Fäl-
le zu spät. Denn: Zu spät wird 
er auf jeden Fall kommen - der 
Sozialbericht der Staatsregie-
rung. Zuerst lange abgelehnt, 
dann - auf Drängen der Diakonie 
und der anderen Wohlfahrtsver-
bände - endlich rechtzeitig zur 
Landtwagswahl angekündigt, 
droht nun eine erneute Verzöge-
rung. Waren es zuerst auch Fi-
nanzierungsfragen, sind es nun 
methodische Probleme, die ins 
Feld geführt werden.
Zugegeben: So ein Bericht ist 
eine komplizierte Sache, das 
wissen wir spätestens seit dem 
Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung, der auch 
erst im Entwurf vorliegt, und sich 
nicht immer der aktuellsten Zah-
len bedient.
Ein Schuft also, wer Böses da-
bei denkt? Zumindest liegt die 
Vermutung nahe, dass hier be-
stimmte unangenehmene Wahr-
heiten zwar nicht verschwiegen, 
aber doch zurückgehalten wer-
den sollen. Sie könnten ja das 
Wahlergebnis beeinfl ussen, und 
deutlich machen, dass in Bayern 
doch nicht alles zum Besten 
steht. Allerdings: So ein Ein-
druck entsteht manchmal gera-
de dann, wenn man ihn mit allen 
Mitteln verhindern will.
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Gefragt wird zum Beispiel ...

Was werden Sie für die Abschaffung der Abschiebehaft tun ...? Werden Sie sich für 
einen verstärkten Einsatz von Sozialarbeitern an allen Schulen zur Entlastung und Er-
gänzung der Lehrer einsetzen ...? Was wollen Sie für die Erhöhung der Reallöhne tun, 
angesichts der steigenden Unternehmensgewinne ...? Wie wollen Sie Minderjährigen 
bei den Wahlen ein stärkeres Gewicht geben ...?

Mehr Fragen fi nden Sie unter: www.diakonie-bayern.de
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Positionen der Diakonie im Internet

Grundsatztexte der Diakonie in Bayern zu bestimmten sozialpolitischen Themen fi nden sich nun auch gebün-
delt auf den Internetseiten des zweitgrößten bayerischen Wohlfahrtsverbandes. Unter www.diakonie-bayern.
de/positionen sind Positionspapiere unter anderem zu den Themen Armut, Sucht, der Arbeit mit Alleinerzie-
henden sowie zum Ehrenamt zu fi nden.
Der Bereich wird kontinuierlich erweitert; und selbstverständlich stehen viele der Texte auch als .pdf-Doku-
ment zum Herunterladen bereit.

Bildung ist nicht gleich Bildung!
Für Kooperation statt Verlagerung
 

Anfang der 90er Jahre wurde die politische Verantwortung für die damaligen Betreuungseinrichtungen in der Regel für 
Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt vom Ressort des Kultusministeriums in das Sozialministerium abgegeben. 
Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege und die bayerischen Familienverbände begrüßten diese Entschei-
dung, da eine von ihnen über Jahre hinweg formulierte Forderung erhört wurde. Die damals gültigen Argumente haben 
auch in der aktuellen politischen Diskussion, die Kindertageseinrichtungen als Bildungseinrichtungen in das Ressort 
des Bildungsministeriums und damit ins Kultusministerium zu verlagern, nichts an Bedeutung verloren. 

Allen voran sind Tageseinrichtungen für Kinder im SGB VIII veran-
kert. Sie sind damit Einrichtungen der Jugendhilfe und somit un-
abdingbar als ein Baustein der Hilfen und Unterstützungsangebote 
für Kinder, Jugendliche und deren Eltern zu verstehen. Auch in 
ihrem Verständnis als Bildungseinrichtung ist daran nicht zu rüt-
teln. Und ein Herauslösen eines Bausteins würde unweigerlich das 
Kinder- und Jugendhilfe-Bauwerk ins Wanken bringen. 

Kindertageseinrichtungen als unverzichtbarer Teil der 
Kinder- und Jugendhilfe

Im Rahmen einer zukunftsorientierten Familienpolitik wird der-
zeit die Eltern- und Familienbildung als wesentlicher Bestandteil 
des Kinder- und Jugendhilferechtes konzeptionell weiterentwi-
ckelt, noch niederschwelliger ausgerichtet und in einem fl ächen-

deckenden System erfasst bzw. neu aufgestellt. Die Verknüpfung 
zu den Kindertageseinrichtungen, über die über 90 Prozent  der 
Eltern bzw. Familien zu erreichen sind, wird für eine auf Zukunft 
ausgerichtete Eltern- und Familienbildung unverzichtbar sein. 
Dies ist ebenso im Zusammenhang mit den bundesweit entwi-
ckelten Mehrgenerationenhäusern und ähnlichen Ansätzen von 
Familienzentren zu verstehen. Auch deren übergreifende Funktion 
ist im Kinder- und Jugendhilferecht angesiedelt. Insgesamt ist eine 
einheitliche Zuständigkeit beim Sozialministerium überaus wert-
voll. 

Kindertageseinrichtungen als Bildungseinrichtung der 
besonderen Form 

Allenthalben wird in der Fachwelt, in der Politik und in der Öf-
fentlichkeit die möglichst frühzeitig beginnende Bildung für Kin-

der diskutiert. Spätestens mit der Einführung des Bildungs- und 
Erziehungsplanes in Bayern und dessen Zielverankerung im Ba-
yerischen Kinderbetreuungs- und Bildungsgesetz wird auch bei 
den politisch Verantwortlichen in Bayern anerkannt und forciert, 
dass die Tageseinrichtungen Mitverantwortung für die Bildung der 
Kinder von Anfang an tragen. Kindertageseinrichtungen sind Bil-
dungseinrichtungen der besonderen Art. Trotz der stärkeren Wis-
sensbildung liegt ein ganzheitlicher Bildungsbegriff zugrunde. Die-
ser stellt Herzensbildung und emotionales Lernen sowie am Kind 
orientierte pädagogische Ansätze in den Mittelpunkt der Arbeit in 
Kinderkrippen und Kindergärten. Die Erfahrungen mit dem Sozial-
ministerium in den letzten 15 Jahren zeigen, dass die Innovations-
fähigkeit hier sehr gefördert wird. Insgesamt spricht dies alles für 
die Beibehaltung der gegenwärtigen Regelung.

Kindertageseinrichtungen und Schule – Kooperation 
trotz zweier Ministerien

Mit dem deutlicheren Blick auf einen gelingenderen Übergang 
von der Kindertageseinrichtung in die Grundschule, sowie durch 
strukturelle Verbesserungen in der Kooperation - auf allen Ebe-
nen - konnte die Vernetzung zwischen Kindertageseinrichtungen, 
ihren Trägern und den Schulen mit deren Trägern erheblich ver-
bessert werden. In dieser Hinsicht ist eine bessere und strukturell 
verankerte Zusammenarbeit zwischen Sozial- und Kultusministeri-
um, sowie den einschlägigen Instituten beider Häuser, erforderlich 
und systematisch auszubauen. Ebenso ist eine gemeinsame po-
litische Strategie mit den entsprechenden Handlungsansätzen zu 
entwickeln und umzusetzen. Denn eine Umressortierung ist keine 
entscheidende politische Botschaft für eine Weiterentwicklung der 
frühkindlichen Bildung und Betreuung. Nur eine Veränderung der 
Verwaltungszuständigkeit ergibt kein politisches Signal. Vor die-
sem Hintergrund ist der Kooperation zwischen den beiden Mini-
sterien eindeutig der Vorzug zu geben. 

Autorin:               Birgit Löwe
Funktion:             Mitglied des Vorstandes des Diakonischen   
  Werkes Bayern, 1. Vorsitzende der    
  Evangelischen Aktionsgemeinschaft für 
  Familienfragen (EAF)
Kontakt:              loewe@diakonie-bayern.de

Dieser Beitrag erscheint zeitgleich in den „Familiepolitischen Informationen der EAF.
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Eine Grundsatzentscheidung
Bayerische Diakonie für Mindestlohn in der Pflege
Es ist ein Vorwurf, den sich niemand gerne machen lässt - erst recht nicht, wenn er oder sie immer wieder gefordert 
hat, dass ein Mensch von seiner Hände Arbeit auch leben können müsse. Dennoch rauscht es im April durch den 
bundesdeutschen Blätterwald: Die Diakonie zahle Dumpinglöhne und sei gegen einen Mindestlohn in der Pflege.

Nun hat das eine mit dem anderen zunächst wenig zu tun - bis 
auf eines: Beides stimmt nicht. Denn die Diakonie hat bereits eine 
untere Lohngrenze definiert und damit in gewissem Sinne einen 
eigenen Mindestlohn. Und dieser Lohn liegt, auf eine Vollzeitstelle 
umgerechnet, deutlich über jenen 7,50 Euro, die von den Ge-
werkschaften immer wieder als Mindestlohn gefordert werden. 
Allerdings gilt er nicht für Mitarbeitende in der Pflege. Hier liegt 
der Lohn noch deutlich darüber. Damit erfüllt die Diakonie bereits 
ihre eigene, stets wiederholte Forderung: Menschen müssen ih-

ren Lebensunterhalt von ihrer Hände Arbeit bestreiten können. 
Warum, so mag man sich dann fragen, beteiligt sich die Diakonie 
überhaupt an diesem Diskurs?

Die Antwort ist einfach: Die Diakonie bewegt sich mit ihren An-
geboten auf einem Markt, auf dem sich viele andere Anbieter 
tummeln, deren Entgelte teilweise weit unter jenen der Diakonie 
liegen. Hier gibt es in der Tat Dumpinglöhne. Und angesichts die-
ses Lohnniveaus ist ein Mindestlohn in der Pflege durchaus rich-
tig und wichtig. Aber:  Dieser Mindestlohn muss dann für alle in 
der Branche gelten – für die freien und öffentlichen Träger ebenso 
wie für private Anbieter. 

Allerdings - und an dieser Stelle teile ich die Skepsis einiger ande-
rer Verantwortlicher aus dem diakonischen Raum - muss sicher 
gestellt sein, dass die Kostenträger diesen Mindestlohn nicht zum 
Anlass nehmen, in den Pflegesatzverhandlungen die Preisspirale 
nach unten zu drehen. Grundlage für die Pflegesatzverhandlun-
gen müssten zukünftig dann die an der jeweiligen Tätigkeit orien-
tierten Tariflöhne sein.

Ich habe mich darum auch über die Aussage von Bundesgesund-
heitsministerin Ulla Schmidt gefreut, die Pflegekassen darauf zu 
verpflichten, Tariflöhne zur Voraussetzung für Pflegesatzverhand-
lungen zu machen. Denn ein Mindestlohn beschreibt meines Er-
achtens genau dies: einen Minimallohn für eine bestimmte Arbeit 
und keine Obergrenze für Entgeltverhandlungen. Mindestlöhne 
als Maximallöhne - eine derartige Entwicklung kann nicht in un-
serem Sinne sein, nicht im Interesse unserer Mitarbeitenden und 
erst recht nicht im Interesse der Menschen, die sich der Diakonie 
anvertrauen.

Im Mittelpunkt der diakonischen Arbeit steht die Qualität der 
Leistungen, und diese wird meines Erachtens in erster Linie 
durch qualifizierte und motivierte, und das heißt auch, angemes-
sen bezahlte Mitarbeitende, sichergestellt. Die Entgeltstruktur der 
Diakonie in Bayern, deren Anwendung für alle Mitglieder der Di-
akonie verpflichtend ist, ermöglicht im Übrigen genau dies. Dass 
es – aufgrund der Strukturen bei einzelnen Trägern – bedauerli-
cherweise auch vereinzelt zu Situationen kommt, in denen das 
Entgelt alleine den Lebensunterhalt des oder der Mitarbeitenden 
nicht mehr sicherstellt, kann dem diakonischen Tarifwerk nicht 
zum Vorwurf gemacht werden. Ursache ist dann die Ausgestal-
tung des individuellen Stellenumfangs, die jeweils von Dienstneh-
mern und Dienstgebern vorgenommen wird, und die auch von 
den schwierigen Rahmenbedingungen in der Pflege bestimmt 
werden.

Bleibt die Frage, warum die Diakonie keinen Antrag auf eine 
Aufnahme in das Entsendegesetz gestellt hat. Die Kritik der 
bayerischen SPD etwa, unsolidarisch gegenüber jenen Pfle-
geverbänden gehandelt zu haben, die eine Aufnahme in das 
Entsendegesetz beantragt hatten, verkennt die rechtlichen Vo-
raussetzungen. Denn ein Antrag auf Aufnahme in das Entsen-
degesetz, wie von der SPD gefordert, ist aufgrund der kirchlich-
diakonischen Arbeitsrechtsregelungen nicht möglich, und nicht, 
weil die Diakonie einen Mindestlohn ablehnt. Die Diakonie hat 
im Gegensatz zu anderen Anbietern keinen klassischen Tarifver-
trag - die Voraussetzung für die Aufnahme ins Entsendegesetz -, 
sondern gemeinsam mit den Kirchen ein eigenes Tarifwerk, die 
„Arbeitsvertragsrichtlinien“. Sie werden durch von Dienstneh-
mern und Dienstgebern paritätisch besetzte Kommissionen auf 
Bundes- und Landesebene verabschiedet.

Externe Kritik allerdings sollte die Diakonie nicht beirren. Ent-
scheidend ist, dass eine gemeinsame Position gefunden und 
gegenüber der Politik und den Kostenträgen vertreten wird. Die 
Diakonie, obschon ein Verband mit zahlreichen partikularen In-
teressen, darf sich an dieser Stelle nicht auseinander dividieren 
lassen.

Autor:		  Dr. Ludwig Markert
Funktion:	 Präsident des Diakonischen Werkes Bayerm
Kontakt:		 markert@diakonie-bayern.de
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